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EILT, bitte sofort vorlegen! 
 

Prozesskostenhilfeantrag 
 

und 
 

Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung/Antrag auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung 

 
 
 
Dirk Hardisty, Oestricher Straße 128, 58644 Iserlohn 
          Antragstellerin, 
 
 
gegen 
 
 
die Arbeitsgemeinschaft Märkischer Kreis, Friedrichstraße 59/61, 58636 Iserlohn, 
vertreten durch die Geschäftsführung, 
          Antragsgegnerin,  
 
 
wegen 100% Sanktion 
 
Hiermit beantrage ich  
 
 

1. dem Antragsteller für die I. Instanz Prozesskostenhilfe zu bewilligen 
2. dem Antragsteller zur vorläufig unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte einen 

Rechtsanwalt eigener Wahl beizuordnen. 
3. dem Antragsgegner vorläufig bis zur erstinstanzlichen Entscheidung zu verpflichten, die 

Leistungen in voller Höhe zu gewähren. 



Begründung 
 
Der Antragsteller ist nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen außerstande, die 
Kosten des Rechtsstreits aufzubringen, da er bedürftig i. S. d. SGB II ist. Dies ergibt sich aus dem 
Folgenden. 
Der Antrag bietet hinreichende Aussicht auf Erfolg und erscheint auch nicht mutwillig.  
 
 
Die Eilbedürftigkeit liegt vor, weil der Kläger über keinerlei eigene Einnahmequellen verfügt und 
zwingend auf die Sozialleistungen angewiesen ist. 
 
Der Sanktionsbescheid genügt den Anforderungen der höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht. 
 
So hat das Bundessozialgericht in einer ersten Entscheidung nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts (B 14 AS 53/08 R) eine Sanktion für rechtswidrig erklärt. 
In der Pressemitteilung heißt es: "Die Belehrung über die Rechtsfolgen muss konkret, verständlich, 
richtig und vollständig sein. Erforderlich ist insbesondere eine Umsetzung der in Betracht kommenden 
Verhaltensanweisungen und möglicher Maßnahmen auf die Verhältnisse des konkreten Einzelfalls. Diese 
strengen Anforderungen an den Inhalt der Rechtsfolgenbelehrung sind vor allem deshalb geboten, weil es 
sich bei der Herabsetzung der Grundsicherungsleistungen, wie aus der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts vom 9. Februar 2010 (1 BvL 1/09, 3/09, 4/09) hervorgeht, um einen schwerwiegenden Eingriff 
handelt.  
 
Die der Klägerin bei Abschluss der Eingliederungsvereinbarung erteilte Rechtsfolgenbelehrung genügt den 
genannten Anforderungen nicht. Die Klägerin wurde nicht konkret über die Rechtsfolgen einer 
Pflichtverletzung belehrt; die Belehrung bestand vielmehr im Wesentlichen aus einer Wiedergabe des 
Gesetzestextes. Sie führte eine Vielzahl von Sanktionstatbeständen und möglichen Rechtsfolgen auf, ohne die 
konkret in Betracht kommenden deutlich zu machen. " 
 
Bis zur Beiordnung eines Anwalts wird um weitergehende rechtliche Hinweise gebeten. 
 
Bei Rückfragen stehe ich Ihnen jederzeit zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Anlagen 
PKH-Antrag 
Änderungsbescheid vom 21.05.2010 
Widerspruch gg. Sanktionsbescheid vom 23.06.2010 
Eingliederungsvereinbarung vom 11.05.2010 
 
 
Dirk Hardisty 
 
 

http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=ps&Datum=2010&nr=11355&pos=0&anz=4

